
scheu Parteien, die die breite Öffentlichkeit der sowjetischen 
Besatzungszone darstellen] entgegenkommend, Befehle ich: 
1. Den ehemaligen Mitgliedern der Nazipartei, die sich nicht 
durch Verbrechen gegen den Frieden und die Sicherheit anderer 
Völker oder durch Verbrechen gegen das deutsche Volk selbst 
vergangen haben, nicht nur das aktive, sondern auch das pas- 
sive Wahlrecht zu gewähren 
Die von den deutschen Verwaltungsorganen oder den Organen 
der Sowjetischen Militärverwaltung der sowjetischen Besatzungs- 
zone herausgegebenen Verordnungen, Bestimmungen und In- 
Struktionen über die Beschränkung der politischen und bürger- 
lichen Rechte der Personen oben angeführte! Kategorien auf— 
zuheben. 
2. Die deutschen Verwaltungsorgane und Entnazifizierungskom— 
missionen zu verpflichten, die notwendigen Maßnahmen zu er— 
greifen, die die Beschleunigung der Durchführung und den Ab— 
schluß der Entnazifizierung in der sowjetischen Besatzungszone 
entsprechend den Direktiven Nr. 24 und 38 des Kontrollrats und 
dem vorliegenden Befehl sichern. 
3‘ Die deutschen Gerichtsorgane zu verpflichten, ihre Auf- 
merksamkeit darauf zu konzentrieren, dafl die Kriegsverbre- 
cher, Mitglieder der verbrecherischen Naziorganisationen und 
führenden Persönlichkeiten des Hitlerregimes zur gerichtlichen 
Verantwortung gezogen und ihre Angelegenheiten beschleunigt 
überprüft werden, zugleich ist eine allgemeine gerichtliche Be— 
Iangung der nominellen/ nicht aktiven Mitglieder der Nazi- 
partei nicht zulässig 
4. Die deutschen Verwaltungsorgane damit zu betrauen, daß in 
einer dreimonatigen Frist die Ehemaligen aktiven Faschisten 
und Militaristen von allen öffentlichen und halböffentlichen 
Posten und den entsprechenden Posten in den wichtigen Privat- 
betrieben entfernt werden. 
5. Die deutschen Verwaltungsorgane zu verpflichten, keine Be- 
schlagnahmen/ Sequestrierungen des Eigentums und Zwangsaus- 
Weisungen aus Wohnungen ehemaliger Faschisten anders vorzu- 
nehmen als auf Grund von Verfügungen gerichtlicher oder ent— 
sprechender Verwaltungsorgane. 
6A Pestzusetzen, daß die Entnazifizierungskommissionen ihre 
Tätigkeit lediglich in den Zentralpunkten der Bezirke, den 
Hauptstädten der Länder und Städten der Läuderzugehörigkeit, 
fortführen; der Kompetenz dieser Kommissionen die Prüfung 
der Fälle zu übertragen, die mit Verbrechen zusammenhängen, 
welche von den ehemaligen aktiven Mitgliedern der Nazipartei 
begangen wurden. 
Die Auswahl des Personalbestandes der neu zu bildenden Ent- 
nazifizierungskommissionen den örtlichen Organen der deut— 

schen Selbstverwaltung mit anschließender Bestätigung durch 
die übergeordneten deutschen Verwaltungsorgane und die lei- 

tenden Organe der Suwjetischen Militärverwaltung der Länder 
zu übertragen, Als Kommissionsmitglieder nur diejenigen Per— 
sonen zuzulassen, die tatsächlich ihre demokratische Überzeu— 
gung bewiesen haben und ihren moralischen und politischen 
Eigenschaften nach fähig sind/ eine gerechte Lösung der Fragen 
zu sichern. 
7. Die Prüfung der dem Gericht durch die Entnaziflzierungs- 
kommissionen, Staatsanwaltschaften oder anderen entsprechen— 
den Organe übergebenen Fälle zur Feststellung der Schuld und 
zur Bestrafung der Kriegsverbrecher, ehemaligen Nazis, Mili- 
taristen, Schieber und Industriellen, welche das Hitlerregime 
inspirierten und unterstützten, von deutschen Gerichten unter 
Anwendung der in der Direktive Nr. 38 des Kontrollrats vor- 
gesehenen .Sanktionen durchzuführen, Die Zuständigkeit des 
Gerichts richtet sich nach dem Wohnort des Angeklagten. Die 
Prüfung besonders wichtiger Fälle ist durch Militärgerichte auf 
Anordnung der entsprechenden Organe der Sowjetischcn Mili- 
tärverwaltung durchzuführen. 
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8. Alle Fälle von Verbrechen, die in den Direktiven Nr. 24 und 
38 des Kontrollrats angeführt werden, sind den deutschen Uh— 
tersuchungsbehörden zur Bearbeitung zu übergeben. 
9. Die Verantwortung für die Durchführung des vorliegenden 
Befehls wie auch für die Durchführung der Direktiven Nr.24 
und 38 des Kontrollrats sind den deutschen Verwaltungen für 
Inneres und für Justiz und den Länderregicrungen der sowje— 
tischen Besatzungszone zu übertragen. 
Die allgemeine Kontrolle für die Durchführung des vorliegen- 
den Befehls wird den Verwaltungschefs der Sowjetischen Mili- 
tärverwahung der Länder auferlegt 
10. Der Stab der Sowjetischen Militärverwaltung ist beauf- 
tragt, Instruktionen zur Anwendung des vorliegenden Befehls 
herauszugeben. 

Berlin, 16. August 1947. 
Oberster Chef der Sowjetischen Militärverwaltung — 

Oberkommandierender der sowjetischen Besatzungstruppen in 
Deutschland 

Marschall der Sowjetunion W‘ Sokolowsldj 
Chef des Stabes der Sowjetischen Militärverwaltung 

in Deutschland 
General-Leutnant G. Lukjantschenko 

Zentralverordnungsblutt1947/ 5‘ 39 

Anlage 28 

Ausführungsbestimmungen N1. 1 ‚ 

zum Befehl des Dünsten Chefs der Suwietischen Militärver- 
waltung in Dautschlund N1. 201 vom 16. August 1947 über die 
Richtlinien zur Anwendung von Punkt 1 des Befehls über das 
Wahlrecht 
Vom 19. August 1947 

1. Das passive Wahlrecht, d, h. das Recht, in alle beliebigen 
deutschen Vertretungsorgane gewählt zu werden, wird neben 
dem aktiven Wahlrecht allen nicht aktiven (nominellen) Mit- 
gliedern der faschistischen Partei [NSDAP] zuerkannt, die auf 
Grund von früher herausgegebenen Gesetzesanordnungen und 
Befehlen der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 
oder Landtagen und Länderregienmgen nicht ihres aktiven 
Wahlrechtes verlustig geworden sind. 
2. Somit wird das Wahlrecht Kriegs- und Nazivcrbrechern, die 
unter das Gesetz Nr. 10 des Kontrollrats fallen, ehemaligen Mit- 
gliedern der SS, SD, Gestapo und anderer verbrecherische! Or- 
ganisationen, leitenden Persönlichkeiten des Hitlerregimes ab- 

gesprochen sowie denjenigen faschistischen Aktivisten und 
Kriegsschiebem, denen sowohl das aktive wie auch das passive 
Wahlrecht bei den Landtags-‚ Kreistags-‚ Stadt— und Gemeinde- 
wahlen entzogen wurde 
Berlin, den 19. August 1947‚ 

Der Stellvertreter des Stabschefs der SMA Deutschland 
General—Leutnant D. Samarsld 

Zentralverardnungsblutt 1947, S. 40 

Anlage 29 

Ausfühmngsbestimmungen Nr. 2 
zum Befehl des Obersten Chefs der Suwietischcn Mili "wer- 
waltung in Deutschland Nr. 201 vom 16. August 1947 über die

~



b) Das Archivmaterial über die von den Kommissionen ge— 
prüften Fälle wird in den Innenministerim der Länder sowie 
in der Verwaltung für Innere Angelegenheiten der sowjetischen 
Besatzungszone aufbewahrt, Diese Behörden erteilen auf An- 
forderung der offiziellen deutschen Oxganisadonen und Behörx 
den Auskünfte entsprechend der festgclcgrcn Richtlinien, 
In Übereinstimmung hiermit legen die Entnazifizierungskom- 
missionen die Akten über jeden Fall in drei Exemplaren an, 
von denen zwei an die in diesem Punkt angegebenen Stellen 
geschickt werden. 
c) Die Kommission der Bezirke und Städte überreicht den Kom- 
missionen ihres Landes monatliche Rechenschaftsberichte über 
den Gang der Entnazifizierung entsprechend der festgesetzten 
Farm. 
Die Enmazifizierungskommission des entsprechenden Landes 
reicht einen monatlichen Rechenschaftsbericht über die Entna- 
zifizierung bei den Länderregierungen und der Sowjetischen 
Militärverwaltung ein. 

Berlin, 19. August 1947. 

Der Stellvertreter des Stabschefs der SMA Deutschland 
General-Leutnapt D. Samarski 

Zentrulverordnungsblutt 1947, S. 40 

Anlage 30 

Ausführungsbestimmung Nr. 3 
zum Befehl des Obersten Chefs der Sawjetischen Militärver- 
wultung in Deutschland Nr. 201 1mm 16. August 1947 über die 
Richtlinien zur Anwendung der Direktive N12 38 des Kontrull- 
rats in Deutschland vom 12. Oktober 1946 
Vom 21. August 1947 

1. Hauptverbrecher und Verbrecher, die in der Direktive Nr. 38 
des Kontrollrats erwähnt sind, müssen festgestellt und durch 
die Organe der Innenministerien der Länder registriert werden, 
Die Bestimmungen über die Feststellung und die Form der Re- 
gistrierung der Verbrecher wird durch eine besondere Ausfüh— 
rungsbestimmung festgelegt, die von der deutschen Verwaltung 
für innere Angelegenheiten ausgearbeitet und von der Verwal- 
tung für innere Angelegenheiten und von der Rechtsabteilung 
der Sowjetischen Militärverwaltung Deutschlands bestätigt wird. 
2. Gründe zur Registrierung der bezeichneten Personen sind: 
Schuldbekennmis, schriftliche oder mündliche Anzeigen von 
Bürgern, Mitteilungen demokratischer Organisationen oder BeA 
hörden, andere Urkunden oder Mitteilungen, die die Zugehörig- 
keit der bezeichneten Personen zu einer der in den Direktiven 
Nr. 38 des Kontrolh'ats bezeichneten Kategorien beweisen. 
3. Leiter von Behörden, Unternehmen, Organisationen und an— 
dere Amtspersonen sind verpflichtet, die Untersuchungsorgane 
bei der Feststellung aller Personen, die im Punkt 1 der vorlie— 
genden Ausführungsbestinunung bezeichnet sind, zu unter- 
stützen 
4, Auf Grund der eingegangenen Unterlagen leiten die Organe 
der Innenministerien der Länder die Untersuchung ein und be— 
richten hierüber dem Staatsanwalt, der die Aufsicht über die 
Untersuchung zu führen hat. 
5. Für die Zuständigkeit der Untersuchungsbehörde und der 
Gerichte für diese Fälle ist der Aufenthaltsort des Beschuldig- 
ten maßgebend. Die Verhandlungen dieser Fälle vor den Ge- 
richten haben nach den geltenden Bestimmungen der deutschen 
Strafprozeßordnung zu erfnlgen, wenn in der vorliegenden Aus‘ 
führungsbestimmung kein anderes Verfahren vorgesehen ist 
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6‘ Zugleich mit der Aufnahme der gerichtlichen Verfolgung 
einer bestimmten Person hat die Behörde, welche die Unter- 
suchung führt, alle erforderlichen Maßnahmen zur Auffindung, 
zur vorläufigen Festnahme und zur Inhaftierung des Verbre« 
chers und zur Sicherstellung seines Eigentums zu ergreifen. 
7‘ Gegen Hauptverbrecher muE neben der Eröffnung des Straf- 
verfahrens wegen der Verdunklungsgefahr Untersuchungshaft 
verfügt werden, worüber die Untersuchungsbehörde Beschlufi 
zu fassen hat Dieser Beschlliß unterliegt der Bestätigung des 
aufsichtsführenden Staatsanwalts. 
8. Personen, die gemäß 5 7 der vorliegenden Ausführungsbe- 
stimmung verhaftet werden sind, müssen in Einzelhafl gehal- 
ten werden. 
9‘ a) Bei Prozessen gegen Hauptverbrecher und Verbrecher hat 
die untersuchungsführende Behörde auf Grund der beschafften 
Beweise, die die Person des Angeklagten und die Art seiner 
verbrecherischen Tätigkeit nachweisen, eine Anklageschrift ab- 
zufassen, die vom Staatsanwalt bestätigt werden mufi. Alsdann 
erfolgt die Weitergabe der Anklage an das deutsche Gericht 
zwecks Eröffnung des Hauptverfahrens. 
b] Bei Prozessen gegen Hauptverbrecher und Verbrecher haben 
die untersuchungsführenden Behörden vor Übergabe an das Ge- 
richt die erforderlichen Informationen an die örtlichen Organe 
der Miütärverwaltung zu geben. 
c] Wenn durch das Prozeßmaterial festgestellt wird, da8 die 
gegebene Person sich zeitweise in dem von den Delitscl1en be- 
setzt gewesenen Gebiet eines der alliierten Staaten aufgehalten 
hat, so ist unabhängig von Vorhandensein oder Nichtvorhan» 
densein von Beweismaterial, das die verbrecherische Tätigkeit 
im besetzten Gebiet bestätigt, die Sache zur Weiteren Überprü- 
fung an die örtlichen Organe der Militärverwaltung zu über- 
geben. Die erwähnten Personen, die sich in Untersuchungshaft 
befinden, dürfen nicht aus der Untersuchungshaft entlassen wer- 
den, bis ihre Angelegenheit durch die Organe der Militärverv 
waltung entschieden worden ist. 
d] In den Fällen, in denen die Untersuchungsbehörden über 
Unterlagen verfügen, die die Zugehörigkeit der Person zu der 
in der Direktive NL 38 des Kontrollrats bezeichneten Katego— 
rie der Hauptverbrecher und Verbrecher beweisen, und, falls 

sich diese Personen zur Zeit der Untersuchung in einer ande- 
ren Besatzungszone oder außerhalb Deutschlands befinden sollte, 
auf Grund der Schwere des Anklagematerials aber zur Ver- 
antwortung zu ziehen ist, sind die untersuchungsführenden Be— 
hörden verpflichtet, das Beweismaterial unverzüglich an die 
örtlichen Organe der Sowjetischen Militärverwaltung zu übEr— 
geben.
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10. Die Untersuchung einer Sache durch die Untersuchungsbe- 
hörden muß in einer bestimmten, möglichst kurz zu bemessen» 
den Frist abgeschlossen werden, Wenn‘die Untersuchung im 
Laufe der festgesetzten Frist nicht abgeschlossen wurde, hat 
die untersuchungsfühxende Behörde einen besonderen Beschlufi 
über die Verlängerung der Untersuchungsfrist mit Angabe der 
Gründe zu fassen, die die Verlängerung der Untersuchungsfrist 
bedingen 
11. Die deutschen Verwaltungsorgane haben innerhalb einer 
dreimonatigen Frist die Arbeiten zur Entfernung von aktiven 
Faschisten und Militaristen aus allen öffentlichen und halb— 
öffentlichen Stellungen und von verantwortlichen Posten in 
wichtigen Privamntemehmen durchzuführen. 
12. Die scrafrechtliche Verfolgung von Personen, die zur Kate— 
gorie der sogcnanmen >>Verbrecher der zweiten Stufe« gehören, 
kann nur erhoben werden, wenn Unterlagen Vorhanden sind, 
die sich auf die persönliche Schuld der betreffenden Person be— 
zieht In diesem Falle eröffnen die Organe der Innenministerien 
der Länder die Untersuchung, worüber dem Staatsanwalt zu be« 
richten ist, der die Aufsicht über die Untersuchung zu führen hat


